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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Mit der Verwahrung beschäftigte sich auch ein überwiesenes Postulat Recordon (gp,
VD), das den Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Anwendung des Artikels 64
StGB über die Massnahmen der lebenslänglichen Verwahrung bzw. der Verwahrung auf
unbestimmte Zeit zu erstellen. Das EJPD führt bereits seit 2008 eine Evaluation des
Allgemeinen Teils des StGB durch und ein Bericht soll Ende 2012 verfügbar sein. 1

POSTULAT
DATUM: 10.03.2011
NADJA ACKERMANN

Datenschutz und Statistik

Jede Medaille hat ihre Kehrseite. Im Falle der Fortschritte in der Informations- und
Kommunikationstechnik ist es die zunehmende Gefahr der Verletzung der
Persönlichkeitsrechte, die rechtlich nur ungenügend geschützt sind. Dieses Problem zu
analysieren und Lösungen vorzuschlagen, wurde der Bundesrat durch ein Postulat
Recordon (gp, VD), welches der Ständerat an die Regierung überwies, aufgefordert. Der
Bundesrat war bereit, das Anliegen in die seit 2011 laufende Revision des
Datenschutzgesetzes (DSG) aufzunehmen. 2

POSTULAT
DATUM: 11.12.2013
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

Seit 2010 verfügt die Schweiz über das Instrument des Entführungsalarms, welches bei
einer Kindesentführung als exzessivste Form der Öffentlichkeitsfahndung ein rasches
Handeln garantieren soll. Da dieser Alarm bisher noch nie ausgelöst wurde, fordert
Recordon (gp, VD) in seinem Postulat den Bundesrat auf zu prüfen, inwiefern u.a. die
Schaffung einer formell-gesetzlichen Grundlage, eine Lockerung der
Alarmvoraussetzungen sowie die Einrichtung einer Alarmzwischenstufe das Instrument
verbessern könnten. Der Ständerat überwies das Postulat an den ablehnenden
Bundesrat mit 22 zu 9 Stimmen. 3

POSTULAT
DATUM: 12.06.2014
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Nachdem der Bundesrat die Ablehnung einer im Berichtjahr noch nicht behandelten
Motion Grossen (glp, BE) beantragt hatte, reichte der Motionär ein Postulat mit
ähnlicher Stossrichtung ein. Die Regierung soll prüfen, ob Möglichkeiten und Anreize
geschaffen werden können, mit denen die Angestellten der Bundesverwaltung für
Telearbeit (Home-Office) gewonnen werden. Der Bundesrat hatte zwar in seiner
Antwort auf die Motion die ökologischen, sozialpolitischen und wirtschaftlichen
Vorteile von Home-Office anerkannt, sich aber gegen die im Anliegen geforderte
Festsetzung einer Quote zur Erhöhung des Anteils an Angestellten mit
ortsunabhängigem Arbeitsplatz gewandt. Die im Vergleich zum ursprünglichen Anliegen
abgeschwächte Forderung in Form eines Postulats stiess nicht nur beim Bundesrat,
sondern – nachdem es zuerst von Stahl (svp, ZH) bekämpft wurde – auch im Nationalrat
mit 104 zu 84 Stimmen auf Zustimmung. Die Gegenstimmen stammten aus der SVP und
der FDP Liberale-Fraktion. In der Wintersession überwies die grosse Kammer zudem
ohne Diskussion ein Postulat Feller (fdp, VD), das den Bundesrat beauftragt, die
Nutzung von Telearbeit in der jährlichen Berichterstattung über das
Personalmanagement statistisch zu erfassen. 4

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Der Ständerat nahm ein Postulat Recordon (gp, GE) an, das vom Bundesrat eine
Übersicht über verschiedene Grundsätze und Vorschriften zur Vermeidung von
Interessenkonflikten und das allfällige Aufzeigen von Handlungsbedarf verlangt.
Recordon machte am Beispiel des Rücktritts von Nationalbankpräsident Hildebrand
geltend, dass Unsicherheit über das Vorgehen bei Interessenkonflikten herrsche.
Konflikte zwischen privaten und öffentlichen Interessen sind in der Verwaltung, in
Aufsichtsbehörden, aber auch in parlamentarischen Stellen möglich, die
Untersuchungs- und Aufsichtskompetenzen besitzen. Der Bundesrat erklärte sich
bereit, einen Bericht zu verfassen, zeigte sich aber skeptisch gegenüber der
Herbeiführung von Verbesserungen mit einheitlichen Regeln. 5

POSTULAT
DATUM: 05.06.2012
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Conseil national a transmis un postulat Feller (plr, VD) demandant au Conseil fédéral
d’établir un rapport comparatif sur les différentes aides étatiques (primes à
l’innovation, subventions diverses) que d’autres Etats versent aux entreprises
étrangères installées sur leur territoire. Ce postulat s’inscrit dans le climat de tension
que la Suisse entretient avec ses voisins européens concernant les régimes fiscaux
cantonaux en faveur des entreprises étrangères. 6

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
EMILIA PASQUIER

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Au mois de juin, le Conseil des Etats a accepté un postulat Recordon (pe, VD) invitant le
Conseil fédéral à élaborer un rapport sur les capacités helvétiques à faire face à une
attaque cybernétique dans ses conséquences civiles et militaires. Le conseiller aux
Etats souligne que ces attaques peuvent bloquer totalement ou partiellement les
infrastructures et réseaux vitaux d’un pays et paralyser l’armée. 7

POSTULAT
DATUM: 08.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Militäreinsätze

Dans le cadre encore de cet objet, un postulat Recordon (pe, VD), déposé au mois de
juin, a été adopté par le Conseil des Etats. Il demandait à ce que le Conseil fédéral
présentât une évaluation des réponses non militaires auxquelles la Suisse pouvait
s'associer en vue de trouver une solution aux problèmes de la piraterie maritime du
moment, particulièrement au large des côtes somaliennes. 8

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

A travers un postulat, Luc Recordon (verts, VD) charge le Conseil fédéral de faire la
lumière et d'envisager des mesures au sujet du commerce de l'or produit en violation
des droits humains. Alors que le postulat a été repris par Liliane Maury Pasquier (ps, GE)
et que le Conseil fédéral proposait d'accepter le postulat, la chambre des cantons l'a
adopté à l'unanimité. 9

POSTULAT
DATUM: 01.12.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

In einem 2015 eingereichten Postulat forderte der grüne Ständerat Recordon (VD) einen
Bericht zur Frage, wie der Schweizerische Finanzplatz dazu veranlasst werden könnte,
eine führende Rolle in Sachen  Finanzierung einer nachhaltigen Entwicklung zu
übernehmen. Da der ursprüngliche Urheber des Geschäfts die Wiederwahl in die kleine
Kammer im Herbst 2015 verpasste, wurde das Postulat von Ständerat Cramer (gp, GE)
übernommen. Dieser kam insbesondere unter Berücksichtigung der bundesrätlichen
Stellungnahme zum Postulat zum Schluss, dass bereits etliche Punkte des Vorstosses im
Rahmen des neuen Finanzdienstleistungsgesetzes (FIDLEG) aufgenommen worden
waren. Nachdem Bundesrätin Leuthard dies bestätigt hatte, zeigte sich Cramer
schliesslich bereit, das Postulat zurückzuziehen und damit einen übermässigen
bürokratischen Aufwand zu vermeiden. 10

POSTULAT
DATUM: 17.12.2015
NICO DÜRRENMATT

Banken

Ein weiteres Geschäft zum US-Steuerstreit betraf die Abhängigkeit der Schweiz vom
amerikanischen Finanzsystem. Das Postulat Recordon (gp, VD) verlangte Bericht über
die Möglichkeiten zur Reduktion dieser Abhängigkeit. Der Bundesrat argumentierte,
dass diese kaum substanziell verringert werden könnte, weshalb er das Postulat zur
Ablehnung empfahl. Es passierte jedoch knapp mit 20 zu 14 Stimmen. 11

POSTULAT
DATUM: 23.09.2013
FABIO CANETG

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Der Bundesrat habe zu prüfen, nach welchen Kriterien verwaltungsexterne Träger
öffentlicher Aufgaben der Prüfung durch die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK)
unterstellt werden sollten. Dieser Meinung war der Nationalrat im März 2016 und
überwies dem Bundesrat diskussionslos ein Postulat Feller (fdp, VD). Wenige Monat
zuvor war die Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) mit einer Motion gescheitert,
die die Suva unter die Finanzaufsicht der EFK stellen wollte. Der Bundesrat hatte sich
damals zwar gegen das Ansinnen ausgesprochen, jedoch festgehalten, dass man sich
einer stärkeren Aufsicht über die Suva nicht grundsätzlich verschliesse. 12

POSTULAT
DATUM: 18.03.2016
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Andrea Caroni (fdp, AR) war der Ansicht, dass das fünfzigjährige
Stockwerkeigentumsrecht einer Prüfung auf Anpassungsbedarf unterzogen werden
müsse. In seinem Postulat nannte er einige Beispiele für Probleme, über deren Lösung
noch keine Klarheit bestehe, so etwa eine mögliche Unterdotierung des
Erneuerungsfonds, was zur Folge habe, dass Sanierungen nicht durchgeführt werden
können. Der Bundesrat hingegen sah keinen Handlungsbedarf. Zum einen handle es
sich beim Stockwerkeigentumsrecht grösstenteils um dispositives Recht, welches durch
die Stockwerkeigentümerschaft abgeändert werden kann. Ferner verwies der Bundesrat
auf die per 2012 in Kraft getretene Revision des Immobiliensachrechtes, welche
punktuelle und zufriedenstellende Neuerungen im Bereich des
Stockwerkeigentumsrecht gebracht habe. Anders entschied der Nationalrat und
überwies das mittlerweile von Olivier Feller (fdp, VD) übernommene Postulat in der
Herbstsession 2016 mit 113 zu 76 Stimmen. Geschlossen gegen den Vorstoss stimmten
die Fraktionen der SVP und der BDP. 13

POSTULAT
DATUM: 14.09.2016
MARLÈNE GERBER

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Nachdem der Ständerat in der Sommersession 2014 ein Postulat Recordon (gp, VD)
angenommen hatte, muss der Bundesrat prüfen, ob europäische Unternehmen, die
Personal in die Schweiz entsenden, ein Zustelldomizil in der Schweiz haben müssen.
Der Postulant sah in einer hiesigen Adresse für europäische Unternehmen eine
Möglichkeit, wie die in den internationalen Übereinkommen vorgesehene Zustellung der
gefällten Entsendungsentscheide auf diplomatischem Wege umgangen und damit der
Missbrauch im Bereich der Entsendung von Arbeitnehmenden eingedämmt werden
könnte. Da die Zustellung auf diplomatischem Wege aufgrund der zu langen
Zustellungsfristen kaum praktikabel sei, würden viele Ämter ihre Entscheide auf dem
Postweg zustellen. Diese würden – insbesondere im Falle von Bussgeldern – häufig
erfolgreich angefochten, was die Behörden ihrerseits dazu zwänge, den Entscheid
aufzuheben. Der Bundesrat, der sich gegen eine Annahme des Postulats aussprach,
befürchtete seinerseits, dass eine Pflicht zur Begründung einer vorübergehenden
Niederlassung in der Schweiz eine unbegründete und unverhältnismässige
Einschränkung der Personenfreizügigkeit bedeutet und gegen das
Personenfreizügigkeitsabkommen verstosse. 14

POSTULAT
DATUM: 16.06.2014
DAVID ZUMBACH

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Le Conseil des Etats a adopté un postulat Recordon (pe, VD) chargeant le Conseil
fédéral d’analyser les bases constitutionnelles et légales existantes ou à adopter afin
d’assurer que l’assistance au décès se pratique dans des conditions économiques
décentes et que cette activité ne devienne pas un commerce attractif. Plus
spécifiquement, le postulant demande d’étudier la question de la transparence
comptable et de la rétribution des acteurs concernés du point de vue de la non-
exploitation de la détresse d’autrui. Il estime qu’il y a un risque de dérive financière à
prévenir, qu’il y a un besoin de garantir l’accès des organisations aux moyens
d’accomplir leur tâche sans entrave, ni abus et que les cantons doivent être outillés
pour encadrer cette pratique. 15

POSTULAT
DATUM: 10.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ärzte und Pflegepersonal

Mit Annahme eines Postulats Recordon (gp, VD) wurde der Bundesrat beauftragt zu
prüfen, ob das Berufsgeheimnis in den Gesundheitsberufen transparent und kohärent
geregelt werden könnte. Kritisiert wurde besonders, dass in den Kantonen
unterschiedliche Normen gelten, obwohl das Berufsgeheimnis im
Medizinalberufegesetz umschrieben wird. Hinsichtlich der Mobilität der Beschäftigten
im Gesundheitswesen sei das ein schlechter Zustand, den es zu beheben gelte. Nach
Vorbild des Berufsgeheimnisses der Anwälte soll die Gesetzgebung für
Gesundheitsberufe schweizweit vereinheitlicht werden. Gegen den Willen des
Bundesrates wurde das Geschäft angenommen. Dieser hatte die Forderung in einer
Ausarbeitung des Gesundheitsberufegesetzes als teilweise erfüllt angesehen. Die
Ständeräte folgten dem Postulanten mit 21 zu 10 Stimmen. 16

POSTULAT
DATUM: 18.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Ein Postulat Hochreutener (cvp, BE) wollte den Bundesrat beauftragen, dem Parlament
einen Bericht über Stand, Probleme und Perspektiven der mathematischen,
naturwissenschaftlichen und technischen Bildung auf Fachhochschul- und
Universitätsniveau in der Schweiz vorzulegen. Begründet wurde das Postulat damit, dass
die Zukunft des Werkplatzes Schweiz, der durch die Herstellung von Produkten mit
hoher Wertschöpfung charakterisiert ist, stark von der Verfügbarkeit qualifizierter
Arbeitskräfte im mathematischen, naturwissenschaftlichen und technischen Bereich
abhängt. Sowohl Klagen von Unternehmen als auch die Besetzung solcher Stellen mit
Migranten weisen auf einen Mangel entsprechend qualifizierter einheimischer
Arbeitskräfte hin. Der Bundesrat wollte das Postulat zusammen mit dem Postulat Fetz
(sp, BS), welches sich mit dem Aspekt der Frauenförderung in diesem Bereich
auseinandersetzt, bearbeiten und beantragte daher dessen Annahme. Der Nationalrat
stimmte diesem Antrag zu [41]. Ebenfalls in den Bericht des Bundesrates aufgenommen
werden soll das Anliegen des Postulats Recordon (gp, VD), dem Parlament einen Bericht
über den Mangel an Fachleuten in wissenschaftlichen Berufen in der Schweiz
vorzulegen und darin auszuführen, welche Massnahmen er treffen will, um dieses
Problem zu lösen oder zumindest zu entschärfen. Der Nationalrat nahm auch dieses
Postulat an. 17

POSTULAT
DATUM: 04.10.2007
LINDA ROHRER

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Während des Berichtjahres wurden mehrere Vorstösse zum Thema Urheberrecht im
Internet eingereicht. Das vom Nationalrat überwiesene Postulat Glättli (gp, ZH)
beauftragt den Bundesrat, zu prüfen, inwiefern Schweizer Kulturschaffende
angemessen für den durch den vermehrten Austausch nicht lizenzierter Werke im
Internet verursachten Einkommensausfall entgolten werden könnten. Neue Formen der
Urheberrechtsentschädigung müssten geschaffen werden bei gleichzeitiger Einhaltung
der Grundrechte und Privatsphäre der Internetnutzer. Mögliche
Urheberrechtsentschädigungen wären beispielsweise eine so genannte „Kulturflatrate“
oder eine marginale Abgabe auf den Datendurchsatz. Dasselbe Ziel verfolgte das vom
Ständerat überwiesene Postulat Recordon (gp, VD). Auch hier wurde eine liberale
Änderung des Urheberrechts angestrebt. Insbesondere sollte der Bundesrat prüfen,
inwiefern Pauschalen, welche dann als Entschädigung für die Kulturschaffenden
eingesetzt werden könnten, von den Internetusern erhoben werden könnten. 18

POSTULAT
DATUM: 15.06.2012
MÄDER PETRA

Buchmarkt

Kurz nach dem Nein zur Buchpreisbindung überwies der Ständerat zwei Postulate zum
Thema Buch an den Bundesrat. Das Postulat Savary (sp, VD) verlangt von der Regierung
die Ausarbeitung eines Berichts zur Situation des Buchmarktes. Die Abstimmung habe
zu grosse Unterschiede zwischen den Sprachregionen gezeigt und ganz allgemein
würden verlässliche Daten zum Buchmarkt fehlen. Gleichzeitig wurde auch das Postulat
Recordon (gp, VD) angenommen, welches den Bundesrat damit beauftragte,
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie die schwierige Situation der Schweizer Literatur
zumindest gelindert werden könnte. Der Bundesrat beauftragte das Bundesamt für
Kultur damit, die Sachlage zu evaluieren und allenfalls mögliche Ergänzungen zu bereits
bestehenden Massnahmen aufzuzeigen. 19

POSTULAT
DATUM: 01.06.2012
MÄDER PETRA

In seiner Kulturbotschaft 2016-2020 legt der Bundesrat die Herausforderungen für den
Schweizer Buchmarkt dar und definiert Ziele und Massnahmen, um diese anzugehen.
Gleichzeitig beantragt er, die Postulate Savary (sp, VD) zur Situation des Buchmarktes
und Recordon (gp, VD) zu möglichen Massnahmen betreffend deren Verbesserung als
erfüllt abzuschreiben. Die Regierung sieht die Ursache des steigenden Drucks auf den
Schweizer Buchmarkt im starken Schweizerfranken sowie der zunehmenden
Digitalisierung und Globalisierung. Als wichtigste Herausforderungen definiert sie den
Schutz der Urheberrechte, den wachsenden Wettbewerb durch die Konkurrenz des

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER
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Online-Handels, das Fehlen von literarischen Übersetzungen sowie ein Rückgang an
qualitativ hochwertiger Literaturkritik. Als Massnahmen schlägt der Bundesrat
insbesondere die strukturelle Unterstützung von Verlagen und Literaturzeitschriften
sowie die Förderung literarischer Übersetzungen vor. Seine Erkenntnissen stützte der
Bund basierend auf eine im Vorjahr erschienenen Studie zur Literaturförderung in der
Schweiz. 20

Medien

Neue Medien

Mit dem Aufgreifen des digitalen Potenzials und der Entwicklung unterschiedlichster
Nutzungsformen und Angebote v.a. im Internet ist in den vergangenen Jahren mit der
Missbrauchsgefahr auch der Regulierungsbedarf gestiegen. So wurden im National- und
Ständerat zahlreiche Vorstösse eingereicht oder behandelt, welche den unlauteren
Gebrauch des Internets thematisierten, um ihm mit staatsschützerischen Massnahmen
bis hin zum Jugendmedienschutz zu begegnen. In der Sommersession überwies der
Ständerat ein Postulat von Luc Recordon (Grüne, VD), das den Bundesrat beauftragte, in
einem Sonderbericht darzustellen, inwieweit die Schweiz auf einen möglichen Angriff
auf zentrale zivile und militärische Einrichtungen im Internet vorbereitet sei. Damit
verbunden war die Aufforderung, die entsprechende Gefahrenlage in den
Sicherheitsbericht 2010 einfliessen zu lassen. 21

POSTULAT
DATUM: 08.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Im Rahmen des Postulats Recordon (gps, VD) wurde der Bundesrat dazu aufgefordert,
zu prüfen, inwiefern Online-Zeitungen in der Schweiz unterstützt werden könnten,
ohne dass dabei ihre Unabhängigkeit tangiert würde. Im Unterschied zu herkömmlichen
Online-Medien bieten diese Online-Zeitungen Informationen ausschliesslich in Form
schriftlicher Mitteilungen im Internet an und nicht zugleich auch auf Papier oder in
Form von Ton- oder Bild-Sequenzen im Radio oder Fernsehen. Gemäss dem
Postulanten wäre eine Teilfinanzierung durch die öffentliche Hand sinnvoll, da diese
Projekte neue Diskussionsplattformen bieten. Der Bundesrat verwies in seiner Antwort
auf die in der Sommersession überwiesene Motion der SPK-NR „Sicherung der staats-
und demokratiepolitischen Funktionen der Medien“. Bei der Erarbeitung eines
Förderkonzeptes seien auch die bestehenden Online-Medien zu berücksichtigen. Der
Ständerat folgte der positiven Haltung des Bundesrates und nahm das Postulat in der
Herbstsession an. 22

POSTULAT
DATUM: 10.09.2012
MÄDER PETRA

In seinem im Dezember erschienenen Bericht zur Sicherung der staats- und
demokratiepolitischen Funktionen der Medien hielt der Bundesrat fest, dass er eine
Förderung der Online-Medien zum aktuellen Zeitpunkt nicht als angebracht erachte.
Zuerst soll die aufgrund eines Kommissionspostulats angestossene Diskussion um die
Ausgestaltung der Leistungen des Service public im Medienbereich geführt werden, so
die vorläufige Antwort des Bundesrates auf ein 2012 überwiesenes Postulat Recordon
(gp, VD), das die Regierung dazu aufgefordert hatte, mögliche
Unterstützungsmassnahmen für Online-Zeitungen aufzuzeigen. 23
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